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Wie ier Gemeinderat
Sitzung vom16 .Dezember1929 .

BürgermeisterSeitz eröffnet um17 Uhrdie Sitzung .DerGemeinderat
setzt die Spezialdebatte über den städtischen Voranschlag für 1930 fort .Zur

Verhandlungsteht die VerwaltungsgruppefürWohnungswesen.
GR . Dr .Wagner ( . . )verweist darauf ,dass im kommenden Jahr 82Milli¬

onen Schilling für Hochbauten und nur . 2Millionen für Flach -und Siedlungs¬

bauten verwendet werden sollen .Dies beweist neuerdings ,dass die Wiener Ge¬

meindeverwaltungdie Politik der Kasernierung energischer fortsetzen will .
Mit dem Aufwand für die städtische Wohnbautätigkeit verschwinden jährlich

viele MillionenSchillingausdemKreislaufder Wirtschaftundkehrenniemehr
in die Wirtschaft zurück .Dasist für die Wirtschaft ein höchstungesunder
Zustand .Es liegt nun der Gedanke nahe ,aus den Gemeindewohnungen einen Er¬

trag zu erzielen ,und zwhrdadurch ,dass in Anpassungder GesundungderWirt¬
schaft die Zinse allmählich aufgewertet würden ,wodurch es möglich wäre ,einer

seits die WienerBevölkerungvomSteuerdruck zu entlasten und andererseits neu
Arbeitsgelegenheitenzuschaffen .Mitaller SchärfemüssenwirderAnsicht
entgegentreten ,dass mit Genehmigung des im Budget angegebenenBauaufwandes

auch die Gelder für den individuellen Baufall bewilligt werden .Demist nicht
so und wir verlangen ,dass den gemeinderätlichen Instanzen bei jedemAnsuchen
um Bewilligung eines Bauvorhahensauch der Kostenvoranschlag vorgelegt wird .

Der Redner verweist auf die neue Wiener Bauordnung und verlangt ,dass imnäch¬

sten Budget die aus der neuen Wiener Bauordnung entstehenden Anliegerbeiträge

gesondert ausgewiesenwerdensollen ,umfeststellen zu können ,in - wieweitsie
das Bauen verteuern .Die Gemeinde verfügt heute nach dem Bericht des Referen¬

ten über mehr als 51 . 000Wohnungen .Wir haben allen Grund zur Annahme ,dass

auch in der Wohnhäuserverwaltung Barteipolitik betrieben wird .Die Minderheit

hat die Einsetzung einer Wohnungszuweisungskommission verkangt .Bei der Be¬
handlung dieses Antrages durch die Mehrheit wird es sich nün beweisen ,wiewei
das Wort des Bürgermeisters :„ Wirhaben keine Kontrolle zu scheuen "berechtigt

ist .GR. Dr .Wagnerbespricht sodanndas Kleingartenwesenund anerkennt ,dass
die Verwaltung ,namentlich ,was den rationellen Betrieb und das ästhetische

Aussehen der Kleingärten betrifft, . . .mancheserreicht habe .Pr wärenur
sehr zu wünschen ,dass diese Post erhöht wird .DerRednerverweist sodannda¬

519



Gemeinderatssitzung vom16 . Dezember1929 .II . Blatt .dem Gemeindebau in
rauf ,dass in/der Säulengasseim IX. Bezirkein sozialdemokratischerAr¬
beiterbildungsverein untergebracht ist ,der also eigentlich ausSteuer¬

odr
geldern bezahlt ist ,ohne dass in diesem Falle : - auch - senst bei Unter¬

bringung von Parteilokalen in Gemeindebauten bei Genehmigung des betref¬

fenden Projeketes davon die Rede gewesen wäre .Es wäre die Pflicht der Be¬

richterstattung eine solche von der gewöhnlichen Verwendung der Wohnhaus¬
bauten abweichende Arb der Verwendung ausdrücklich zu erwähnen .Schliess¬

lich zeigt Dr .Wagnerden Zusgammenhangauf ,der zwischen der Art derBau¬

politik und der Lösung der Bauarbeiterfrage besteht .Die Zahl derBauar¬
beiter hat sich in den letzten Jahren auf ein Drittel vermindert undvon
diesem Drittel sind 10 Prozent arbeitslos .Nur eine Aenderung des gegen¬

wärtigen Finanzierungssystems könnte zu einer EindämmungderArbeitslosig - ¬
keit im Baugewerbe und in den damit zusammenhängen Branchen führen .( Leb¬

hafter Beifall und Händeklatschen bei der . . )GR .

Dr. Daffinger( . . )bemerkt ,desa wennmanbedenkt ,dass esnoch
immer110 bis 115 . 000Wohnungssuchendegibt ,die dringend einer Wohnung
bedürfen und dass andererseits ,wie Stadtrat Weber erklärte ,von 100 neu

/ muss
gegründeten Haushalten nur 38 befriedigt werden können ,ess mansich

fragen ,wann die Gemeinde Wien bei ihrem heutigen System in die Lagekom¬
men kann ,hier auch nur einigermassen Abhilfe zu schaffen .Der Redner be¬

klagt es ,dass die Wohnbausteuervon jedem Mieter ,auch von denInhaber
der kleinsten Wohnung eingehoben wird und kritisiert ,das parteipoliti¬

sche Vorgehen bei Wohnungszuweisungen .Diejenigen ,die anderer esinnung
sind ,als der sozialdemokratischen erhalten nur zu einem verschwinden

kleinen Frozentsatz Wohnungen .GR. Paffinger verliest sodann denrief
einer 60 jährigen Pfründnerin ,die zusammenmit ein paar anderen sehr

alten und armen Leuten in einer wahren Chaluppe wohne ,Dasbetreffende

Haus ist von der GemeindeWienals Bauplatz um7000 Schilling gekauft ,

aber zuerst auf 30 . 000und dann sogar auf 13 . 000Schilling versichert

worden .( Hört !Hört !bei der E,L . )Dafür sollen diese armen Leute auf - ¬
für den

MehrverbrauchvomWassereinkommen .Ja der Pffündnerin ist sogar
Betrag von 70 Schilling vorgeschrieben worden ,obzwardieser Mehrver¬
brauchoffenbarauf die an demHausevorgenommenenDemolierungsarbeiten
zurückzuführenist .Manmüsste in diesen Fälken doch dafür sorgen ,dass
diesenarmenLeutenan Stelle der ElendswohnungenanständigeWohnungen
zugewiesenwerden ,GR. Daffingerwendetsich ferner dagegen ,dassfür
diePostZuschüssezudenWietzinsen,die10GroschenfüreineFriedens¬550
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krone übersteigen ,ein zu hoher Betrag in den Voranschlageingestellt sei
und erklärt ,wenndie Mehrheit wolle ,dass das Verhältnis zur Winderheitbes¬

ser wird ,mögesie demAbtragdes GemeinderatesUllreich auf Schaffungeiner
Wohnungszuweisungskommissionzustimmen.( LebhafterBeifallbei der . . )

Damitist die Debatte über GruppeIVgeschlossen .
Stadtrat Weberantwortet in seinemSchlusswortzunächst aufdie

Ausführungender Debatteredner über das Kleingartenwesenund bemerkt ,wie

viel die GemeindeWienfür dasKleingartenwesentue ,könneambestendaraus
ersehen werden ,dass nicht weniger als rund eine Million Schilling dafür aus - ¬

gegebenwurde .Wasdie kritischen Bemerkungender Opposition über dieArt
der Wohnungszuweisung in Neubauten betrifft ,so ist es jaßseibstvenständ¬

lich -dassbeieinersoungeheurenNotanWohnungeneinerseitsundbeider
geringen Zahl der zur Verfügung stehenden Wohnungen andererseits ,alle Funk¬

tionäre dieser oder jener Partei vonden "ohnungssuchendenbestürmtwerden ;
die Opposition mögeaber überzeugt sein ,dass die Mitglieder derMehrheit
dasselbe Klagelied über die Erfolglosigkeit ihrer Bemühungenanstimmenwie
die Mitgliederder Minorität .Mehrals 6000WohnungenimJahr könnennicht
vergeben werden .Das heisst ,es stehen in der Woche 125 Wohnungen imganzen

zurVerfügungundaufjedenBezirk ,es sinddarunterBezirke ,dieüber60. 000
oder 100 . 000Einwohner haben ,entfallen in der Woche sechs Wohnungen .Dabe¬

darf es einer ungeheuren Punst und einer sehr sorgfältigen Erwägung ,die Ver¬

gebungvollkommengerecht zu bewerkstelligen ;manmusssich dabeibemügen,
die Obdachlosigkeit so gut wie möglich hinanzuhalten ,die gekündigten Par¬

teien unterzubringen ,die Barackenzu räumen ,den JungverheiratetenWohnungen
zu verschaffen und denen ,die in überfüllten Wohnungenhausen ,einer Wohnungs- ¬
tausch zu ermöglichen .Die Beamten ,die die Wohnungszuweisungen vornehmen ,

müssen wirklich Nerven von Stahl haben .Wie schwer das Amt der Wohnungszuwei¬

ungist ,kannaus folgenderZusammenstellungüberdiewalderdringlichstenFäl¬
le ersehen werden ,die in den nächsten Tagen und Wochenuntergebrachtwerden
müssen .Auf Grund eines gerichtlichen erteiles müssen aus der Rossauerkaser¬
ne 80 Parteien herausgenommen werden .In den Obdachlosenheimen befinden sich

313Familien ,wegenBaugebrechenmüssen134 ,wegenDienstwohnungsräumungen158
und wegen Baugrundräumungen 115 Parteien untergebracht werden ,gerichtliche

Kündigungenmit bevorstehender oder schon vollzogener Delogierung sind 1611 ,
unbewohnbare ,beziehungsweise gesundheitsschädliche Wohnungen685 .Imganzen
müssen also 3399 Fäile in der allernächsten Zeit untergebracht werden .Pine

Kommissionkönnte/daauchnichtsanderesmachen, als ebendieLeuteunterbringe
551



Gemeinderatssitzungvom16 . Dezember1929 .IV. Blatt .
Ich kannwohlimmerwiederversichern ,wennes mir auchnicht gelingt ,Sie
zu überzeugen ,dass die Zuweisungen nicht nach parteipilitischen Gesichts¬

punkten erfolgen .Glaubt manwirklich ,dass die BeamtendesWohnungsamtes,
wennsich ein Wohnungssuchenderanmeldet ,nachder Parteizugehörigkeitfra¬
gen ?( GR. Gschladt :Es werdensolche Andeutungengemacht ! )" ennSie mirden
Beweisdafürerbringen,werdeichdenVebelstandsofortabstellen .DieHerren
verlangen immer ,das Wohnungswesen möge entpolitisiert werden .Ich habe die¬
sen Standpunkt konsequent durchgeführt .Ursprünglikh war die Zuweisung de¬

zentralisiert .Darauf hat die Opposition die Zentralisierung verlangt und

das ist geschehen ,dannmusstedie zentraleKommissioninfolgeAufhebung
des Anforderungsgesetzesaufgelassen werden .Jetzt weisendie Beamtendie
Wohnungenzu ,das ish Ihnenauchnicht recht undSie verlangenwiedereine
Kommission .DieSchaffungeiner solchenKommissionwürdeeinePolitisierung
bei den " ohnungszuweisungenzur Folge haben ,die unerträglich wäre .Pinesol¬

che Kommission würde keine Beruhigung schaffen ,sondern nur den Kampf aller

gegen alle hervorrufen .Ich muss daher bitten ,den Antrag Ullreich abzuleh¬
nen .( Hört !Hört !bei der Minderheit ) .Die Finanzierung unserer Wohnbauten

ist sehr umstritten .Es wurde wieder die Aufnahme einer Wohnbauanleihe ver¬

langt .Abgesehen davon ,dass im gegenwärtigen Seitpunkt die Aufnahmeeiner

Anleihe auf die grössten Schwierigkeiten stosst ,verteuert natürlich eine

Anleihe die Mietzinse ganz gewaltig .Für eine Wohnungaus Zimmer undKüche

kannniemand60 bis 80 Schilling zahlen ,so dass überhauptjedeBautätigkeit
unmöglichist .Daist unsere Methodedochdie einzig richtige .Diestrifft
auch auf die Besteuerung zu .In Wien haben im Jahre 1911 die Realsteuern

rund 134 Millionen Goldkronen ,oder 192 Millionen Schilling betragen .Heute
machendie Grundsteuer ,die Bodenwertabgabeund die Wohnbausteuer nur38 . 5

Wiillionen Schilling aus .Würdedie Gemeindedieselbe Realsteuer einheben ,
wie vor dem Brieg ,so könnte sie alle übrigen Gemeindesteuerrn abschaffen .

Mit Unrecht wurden die Gemeindehäuser als einskasernen bezeichnet und es
wäre sehr zu wünschen ,wennauch die Mitglieder der Minderheiit diese Bauten
eingehend besichtigen ,wozu sie freundlichst eingeladen sind .Was die Ueber¬
schreitungen der Baukosten anlangt ,so wird nun versucht werden ,ähnlich wie
dies bei der Geschäftsstelle der staatlichen Wohnbauförderung ,geschieht ,
dem Gemeinderat Kostenvoranschläge vorzulegen .Es ist aber bis jetzt nichts
geschehen ,was nicht verfassungsmässig wäre .Das viel besprochemne Arbeiter¬
heim im städtischen Wohnbau Ybbsstrasse ,ist hier genehmigt wordlen .Der Flan
lag vor .Wir haben in dieser Gegend rund 5000 Menschen angesiedehlt ,für die
eine Bibliothek und ein grösserer Saal notwendig sind .Auch hierwurde nichts
verheimlicht ,Bei der Siedlung Bruckhaufen ist es mit einer Kommilssion nicht
getan ich möchte hier bitten ,dass alle Parteien sich der Politik strengster
enthalten ,weil wir diese wilde Siedlung nur dann sanieren können ,wenn wir

sie entpolitisieren .( Lebhafter Beifall bei der Mehrheit ) .Die Anträge der Minderheit werden nun abgelehnt und die Ansätze
der VerwaltungsgruppefürWohnungswesen
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StR . Richterleitet sodanndie Beratungüber die VerwaltungsgruppeV

ein .Er verweist zunächst darauf ,dass das Budget dieser Verwaltungsgruppeffür das Jahr 1930mit seinen 84 Millionen Schilling Ausgabenumvier Millio¬
nen höher ist als im Jahre 1929 .HöhereAusgabensind vor allem auf demGe¬biet der Wasserversorgung zu verzeichnen .Es ist beabsichtigt ,auf demGe¬
biet der . HochquellenleitungneueQuellender Wasserversorgungdienstbarzu machen und vor allem Speichermöglichkeiten zu schaffen ,umkritische

terioden durch das Speicherwasser zu überwinden .Da die erste Hochquellen¬

leitung imstande wäre weit grössere Wassermengennach Wienzu bringen ,als
sie bei den gegenwärtigen ? uflüssen führt wird dadurch ein ziemlich weiter
Spielraumgeschaffen .Auchim Gebiet der II . Hochquellenleitungwerdenzwei
neue Quellen in den Rohrstrang eingeleitet ,umden Spitzenbedarf zudecken .
Ausserdenf muss dafür gesorgt werden ,dass das ganze Jahr hindurch grössere
Mengen von Nutzwasser zur Verfügung stehen ,als die Wientalwasserleitung
zu leisten vermag .Diese Arbeiten können natürlich nicht in einem Jahre be¬
endet werden ,sondern sie werden mehrere Jahre in Anspruch nehmen .Etwas
höhere Ausgaben als im Jahre 1929 wird auch der Strassenpflegebetrieb er¬
fordern ,die begründet sind durch die fortschreitende Mechanisierung desBetriebes .Es wurden Kleinkehrmaschinen und eine neueSelbstaufladema¬
schine in den Dienst gestellt .Für das Jahr 1930 sind weitere solche Ma¬
schinen in Aussicht genommen .Die Prhöhung der Ausgaben für die Strassen¬
erhaltung und dem Strassenbau wird leider keine grössere Peistung dieses
Betriebszweiges zur Folge haben ,da sie sich ausschliesslich durchErhöhungder Materialpreise sowie der Sehalte und Löhneerklärt .Tmmerhinwirdes

möglich sein ,wie in den Vorjahren 500 . 000Quadratmeter Strassen und Wege
neu und wiederherzustellen .eider erfordert der Neubau der Strassen vor den
Gemeindewohnbauten einen von Sahr zu Jahr steigenden Betrag ;im Vahre 1929

waren es mehr als dreieinhalb Millionen Schilling .mmerhin kann mit Ge¬
nugtuung festgestellt werden ,dass das Strassenwesen eine fortschreitende
Besserung aufweist ;die nicht nur in der Verbesserung der in denfrüheren
Jahren arg vernachlässigten Strassen zum Ausdruck kommt ,sondern auchderen

möglichste Staubfreiheit verbürgt .Fugenverguss bei neuenPflasterstrassen ,
die Ausführung des Strassenkörpers in Walz -oder Gussasphalt und die Ober¬

flächenbehandlung makadamisierter Strassen tragen viel zur Staubfreiheit bei .
In den alten Makadamstrassen müssen wir auch im Jahre 1930 noch bei der
Oelung verbleiben ,die sich sehr gut bewährte und deren grossen Vorteile
unmehr schon allseitig anerkannt sind .Für Brücken -und Wasserverbauten
wird um . 1Millionen Schilling mehr als im Vorjahre aufgewendet .Diese

Mehrausgabenerklären sich durch den Neubauder Augartenbrückefür dieallein . 5Millionen Schilling als zweite Baurate eingesetzt sind .Die
Brücke wird zu Beginn des Herbst 1931 fertig .Stadtrat Richter machtosodann
Mitteilungen über den Bäderbesuch .Im Jahre 1928 ,über das endgiltige Zif - ¬

fern vorliegen ,waren über zehn Millionen Bäderbesuuher zu verzeichnen ,da¬

von 7,159 . 601in den Volks - ,Dampf -und Wannenbädern .Im Jahre 1929 waren
1,397 . 772Besucher in den Sommerbädern und 1,115 . 585Besucher in den Kin¬
derfreibädern zu verzeichnen .Die Frequenz in den Volks - ,Dampf -und Wannen¬

bädern ist demnach um mehr als 500 . 000Besucher gegen das Jahr 1927 gestie¬
gen .Es badet also jeder Wiener ,die Säuglinge und Kleinkinder mit eingerech¬

net ,sechsmalsim Jahre in einer städtischen Badeanstalt ,eine Ziffer ,die
von keiner Grosstadt erreicht wird .Dabei ist zu beachten ,dass durch die
Badeanlagen in den städtischen " ohnbauten bequemer erreichbare Badegelegen¬

heiten für weitere Pevölkerungskreise geschaffen wurde ,die früher die öffent
lichen Bäder benutzen mussten .Die Badefreudigkeit der Bevölkerung hat also
ganz bedeutend zugenommen .Dieser Tatsache soll im Jghre 1930 durch Ausge¬

staltung einzelner Bäder ,so des Bades in Simmering ,echnung getragennwer¬

den .Auch werden zwei neue Kinderfreibäder erreichtet und insgesamtfür diese
Zwecke 687 . 500Schilling investiert .Im Betrieb Gartenwesen ist die Fertig¬
stellung der Anlage an der Wienflussmündung zu erwarten ,ferner Neuanlagen
am Vorkai des Donaukanales von der Salztorbrücke bis zur Aspernbrücke ,die
Fortsetzung der Arbeiten am Steinlagerplatz ,eine Erweiterung des Strauss¬
Lannerparkes und einige kleine Anlagen .Mit den 600 Gartenbänken ,die im

Jahre 1930 beschafft werden sollen ,werden den Besuchern der öffentlichen
städtischen Gärten 12 . 500Bänke zur Verfügung stehen ,gegen 5770 im Vahre
1914 .Die Elektrifizierung der Strassenbeleuchtung wird fortgesetzt ,zu
Ende des Jahres 1929 werden über 23 . 000Lampen installiert sein ,auf mehr
als 600 Kilometer Strassenlänge .Im Jahre 1930 wird der achte ezirk voll - ¬

ständig elektrisch beleuchtet sein ,die anderen Bezirke werden in den näch¬
sten Jahren folgen .Für die Neuaufstellung öffentlicher Uhren ist ein Be -
trag von 32 . 000Schilling yorgesehen und zwar werden sechs neue Uhren zur

Aufstellung gelangen .Die Verbesserung des Kanalisationswesens ,durch den
Neubau von anälen und den Umbau der alten Siegelkanäle und deren Prsatz
durch Betonkanäle mit Steinzeugsohlen und Seitenwänden wird plan - mässig
fortgesetzt .Damit wird auch die Rattenplage vermindert .Es werden 63 Ka¬
näle umgebaut und 99 Kanalneubauten durchgeführt .2um ersten Mal nach vielen
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Jahren gelangt im Jahre 1930 ein neuer Schulbau zur Vollendung und zwar
die Volks -und Hauptschule in Kagran .Stadtrat Richter spricht die Hoffnung
aus ,dass durch die Ausgaben für die Verwaltungsgruppe ,die zum grossen
Teil wertvermehrende Investitionen betreffen ,eine wohltätige Wirkungauf
das Wirtschaftsleben ausgeübt werden wird .( Lebhafter Beifall und Hände¬
klatschen bei der Mehrheit ) .

GR. Dirisamer ( . . )erklärt ,dass durch die Forcierung der Wohn¬
bautätigkeit auch das Budget der Verwaltungsgruppe für technische Ange¬

legenheiten schwer leidet .Die Neuherstellungen von Strassen bei städti¬

schen Neubautenverursachen ,dass das übrige Strassennetzvernachlässigt
wird .Auch in diesem Pudget finden wir ,dass ungenau budgetiert wird ,

weshalb auch sehr viel Zuschusskredite angesprochen werden müssen .Der

Rednerstellt dann an den Referenten die Anfrage ,wie es mit derWieder- ¬
aufstellung der Brigittabrücke steht ,warum für die Verbreiterung der

Reichsbrücke kein Betrag vorgesehen und ob die Einstellung vonMa¬
schinen bei der Strassenpflege unbedingt notwendig sei ,da dadurch viele

Arbeiter beschäftigungslos werden .( Beifall bei der Minderheit ) .

GR. Schelz( . . )erklärt ,dass die Verwaltungfür dietechnischen
Angelegenheiten sehr wenig übrig habe .Von den Gesamtausgaben werden bloss

acht Prozent dafür aufgewendet .Die ' erteuerung des Petriebswassers ,die
im Frühsommer beschlossen wurde ,war für die Gemeinde ein sehr lukratives

Geschäft .Der Rednerverweist auf den starken Verkehr im ZugederKärntner¬
strasse über den Ring und regt eine Tunellführung unter dem Ring an .Es

wäre auch wünschenswert ,hervorragende Baudenkmäler bei Nachtzeit platisch
zu beleuchten .GR .Schelz beschwert sich sodann darüber ,dass aus reiner

Sparwut die Colonia - Gefässein gefülltem 2ustande oppelt so lang ,als
füher in den Strassen belassen werden .Er befasst sizh sodann mit dem

Bäderwesenundbezeichnet dåe Mitteilungendes Stadtrates Richterals
erfreulich .Schliesslich stellt er den Antrag auf eheste Errich¬

tung eines städtischen Dampf -und Wannenbadesim XX. Bezirk ,undspricht

den Wunschaus ,dass im nächsten Jahre dieser Verwaitungsgruppe ein höherer

Betraggewidmetwerde .( LebhafterBeifallbeider . . )
GR. Dr . Wagner( . . )bemerkt ,es handle sich in dieser Verwal¬

tungsgruppe umdie eigentlichen und traditionellen Aufgabeneiner Ge¬
meindeverwaltung ,um wirklich wertvermehrende Investitionen .Dicse Ver¬
waltungsgruppewerdeaberdurchdie übermässigenAusgaben,die fürWöhn¬
hausbautengemachtwerden ,stark verkürzt .AusdenAusführungendesStadt-¬
rates Richter war auch ein Fon des Bedauerns darüber herauszuhören ,dass

das Strassenwesenunter dieser Ausgabenverkürzungausserordentlichzu
leiden hat .Die Strassenölung kann nurein
Zeit sein .Dr. WagnerwünschteineAuskunft
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für die Strassenherstellung undzwarfür jede einzelne Art derselbenpro
Quadratmeterstelle ,dadieseFeststellungschonmitRücksichtaufdieAn.
liegerleistungen sehr wichtig sei .Er bemängelt sodann ,dass die Denkmäler
zuwenig gereinigt und schlecht Instand gehalten werden und klagt über die

mangelhafte Reinigung und Walzung der Strassen .Pr beschäftigt sich so¬

dann ausführiich mit der Frage des Umbaues der Feichsbrücke und spricht den

Wunschaus ,dass die Verhandlungenzwischen Bundund Gemeinderaschin
Fluss kommen .Dann sollte auch der aus technischen Kreisen gegebenen Anre¬

gung näher getreten werden ,ob nicht auch eine Unterfahrung der Donauan
Stelle eines Brückenbauesin Betracht käme .Schliesslich richtet erdie
Anfrage an Stadtrat Richter ,ob in den Werkstätten der Gemeinde auch Ar¬

beiten für die städtischen " ohnhausbauten durchgeführt werden und spricht

den Wunsch aus ,dass sich die Gemeinde Werkstätten lediglich auf die Be¬

dürfnisse der Gemeindeverwaltung selbst einschränken mögen .( Lebhafter

Beifall bei der Einheitsliste ) .

Die Verhandlung wird abgebrochen .

Nächste Sitzung morgenDienstag ,1 Uhr nachmittags .Tagesordnung :
Fortsetzung der Spezialdebatte über den Gemeindevoranschlag .

Schluss der Sitzung 21Uhr .
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